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«Waldstadt Bremer ist machbar»

Das Projekt «Waldstadt Bremer» sei grundsätzlich realisierbar. Das sagen

Projektleitung und Förderverein. Sie möchten ein Stück des Bremgartenwaldes am

Rand der Stadt Bern roden und dort Wohn- und Arbeitsraum für ca. 10'000

Personen schaffen.

Das Projekt Waldstadt Bremer sei finanzierbar und im gesetzlichen Rahmen möglich. Zu

diesem Schluss kommt die Machbarkeitsstudie, welche die Projektleitung (das

Architekturbüro Bauart in Bern) und der Förderverein der Waldstadt Bremer am Mittwoch

vorgestellt haben.

Wald roden für den Bau von Wohnungen - das ist gemäss dem schweizweit gültigen

Waldgesetz eigentlich nicht möglich. Respektive nur in Ausnahmefällen. Das Projekt

Waldstadt Bremer sei ein solcher Ausnahmefall, sagen die Initianten. Die Lage am Rand

eines bestehenden Quartiers und in der Nähe des Berner Bahnhofs sei ideal, die

Erschliessung bereits gegeben. Ca. 43 Hektaren Wald - ein kleiner Teil des

Bremgartenwaldes - würde für das neue Quartier gerodet.

Ein Tabubruch mit Folgen?

Kritiker bezweifeln, dass das Projekt mit dem heutigen Waldgesetz vereinbar ist. Und wenn

dereinst das Bundesgericht für die Waldstadt Bremer eine Ausnahme machen und die

Rodung erlauben sollte, dann wäre das ein gefährliches Präjudiz, sagt etwa Lukas Bühlmann

von der Schweizerischen Vereinigung für Landesplanung. Andere Städte könnten daraufhin

ebenfalls Wald für Wohnfläche roden wollen.

Peter Jakob, der Projektleiter Waldstadt Bremer, hält dem entgegen: Eine Ausnahme könne

das Bundesgericht für genau dieses Projekt machen. Aber die Kriterien seien so streng, dass

schweizweit nicht viele Areale folgen dürften.

Langer Weg steht noch bevor

Über die Pläne der neuen Siedlung werden sich nun die Berner Stadtregierung und das

Parlament beugen. Eine städtische Volksabstimmung wird dereinst über eine Umzonung des

Waldes in Bauland zu entscheiden haben. Und schliesslich dürften Einsprecher die

Gesetzmässigkeit des Projekts anfechten. Der Projektleiter von «Waldstadt Bremer» sagte

gegenüber dem Regionaljournal, etwa im Jahr 2030 könnten die ersten Bewohner im neuen

Stadtberner Quartier einziehen. (haee)

Verantwortlich für diesen Beitrag:

Elisa Häni

So könnte «Waldstadt Bremer» am Rand des Länggass-Quartiers aussehen. (zvg)

Beitrag ● Hören (4:25)
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AKW-Camp geräumt 
und Feld umgepfl ügt
BERN. Dem Gemeinderat ist der Geduldsfaden gerissen:  
Gestern morgen um 3.30 Uhr liess er das Berner  
Anti-AKW-Camp überraschend räumen. 

Seit dem 5. April campierten 
die AKW-Gegner illegal vor 
dem Hauptsitz der BKW. Doch 
damit ist es nun vorbei: «Um 
halb vier wurden wir von den 
Polizisten geweckt und abge-
führt», sagt Camper Rafael. 
Insgesamt 26 Ak-
tivisten wurden 
von der Kapo bei 
der Räumung 
festgenommen. 
«Als ich um halb 
sieben freigelas-
sen wurde, wa-
ren alle meine 
Habseligkeiten 
weg und die 
Stadtgärtnerei 
pfl ügte die Wiese», klagt Tina, 
eine weitere Aktivistin. Die 
AKW-Gegner riefen darauf zu 
einem Protest-Picknick auf 
dem Viktoriaplatz auf. Einige 
Dutzend Personen versammel-
ten sich am Mittag friedlich, 

assen und lauschten einem 
Konzert – beobachtet von 30 
Polizisten. Als um halb zwei 
die Aktivisten den Platz auf Ge-
heiss der Polizei verliessen, 
waren sie sich einig: «Wir 
kämpfen weiter und suchen 

uns einen alter-
nativen Standort 
für unsere Pro-
teste.»

Empört rea-
gierten die Jun-
gen Alternativen 
und die Jungen 
Grünen. Letztere 
fordern gar den 
Rücktritt von 
Stadtpräsident 

Alexander Tschäppät. Dagegen 
begrüssen die Berner CVP, FDP 
und SVP den Räumungsent-
scheid. SVP-Stadtrat Roland Ja-
kob meint, der Gemeinderat 
habe viel zu lange mit der Räu-
mung gewartet: «Man kann für 

oder gegen Atomstrom sein, 
aber man muss sich an die Ge-
setze halten.» Der Präsident 
der CVP Bern Michael Daphi-
noff  pfl ichtet bei: «Die Stadt 
liess die Aktivisten lange ge-
währen, obwohl das Camp ille-
gal war. Die Räumung war an-
gebracht.» SOPHIE REINHARDT

«Man kann für 
oder gegen 
Atomstrom sein, 
aber man muss 
sich an die 
Gesetze halten.»
Roland Jakob
SVP-Stadtrat.

Lebenshilfe per Skype
THUN. Liebeskummer, Essstö-
rungen oder Probleme mit dem 
Chef? Persönlichkeitscoach 
Maya Burkhard hilft Menschen 
aus ihren Lebenskrisen. Neuer-
dings bietet die Thuner Thera-
peutin ihre Beratungen auch 
online an: «Gerade bei jungen 
Leuten sind die Skype-Sitzun-
gen beliebt», sagt Burkhard. Im 
Gegensatz zum normalen Tele-
fon könne sie mit Skype die Mi-
mik des Hilfesuchenden in ihre 

Einschätzung miteinbeziehen. 
Zudem entstehe einfacher eine 
persönliche Beziehung und 
gegenseitiges Vertrauen. 
Dank dem Internet-Video-
telefon ist Therapeutin 
Burkhard praktisch 
rund um die Uhr 
während sieben 
Tagen pro Woche 
erreichbar.

Wem die 
Online-Hilfe 

trotz Skype zu unpersönlich 
ist, der kann die Thera-

peutin auch in 
Fleisch und Blut 
treff en. Ab heute 
bietet Burkhard 
jeden Mittwoch 
im MMM Thun-
Süd Schnupper-
Coachings an.

MEO 

www.burkhard-
coaching.ch

Openair-Kino Blausee: Der
Aufbau ist eine kniffl ige Sache

BLAUSEE. Vom Boot aus muss die 
153 Quadratmeter grosse Lein-
wand fürs Openair-Kino Blausee 
jeweils montiert werden. Gestern 
haben sich die Arbeiter wieder 
dieser Herausforderung gestellt, 

damit morgen der erste Streifen 
pünktlich um 21.30 Uhr gestartet 
werden kann. Zum ersten Mal 
fi ndet das «schönste» Openair- 
Kino heuer während drei Wochen 
statt. www.starticket.ch

Pfl ügen unter Polizeischutz: Das Berner AKW-Camp wurde dem Erdboden gleichgemacht. ALESSANDRO MEOCCI

Musikalische Unterstützung von Musiker Trummer für die AKW-Gegner. SIE

Studie zeigt: Waldstadt ist realisierbar Leiche eines 17-Jährigen in der Aare gefunden
BERN. Die Waldstadt Bremer könnte in 
Bern tatsächlich bis zu 8000 Menschen 
ein Zuhause bieten. Zu diesem Schluss 
kommt eine Machbarkeits studie, die 
das Bundesamt für Raumentwicklung 
mitbezahlt hat. Die Experten halten das 

Projekt, das Waldrodungen und eine 
Autobahnüberdachung vorsieht, für ju-
ristisch machbar und fi nanzierbar. Die 
Planungsarbeiten könnten beginnen 
und die Volksabstimmung würde in 
fünf Jahren stattfi nden. 

BERN. Ein Passant hat am Montag unter 
der Berner Tiefenaubrücke die Leiche 
eines jungen Mannes gefunden. Erste 
Ermittlungen haben ergeben, dass es 
sich beim Toten um einen 17-jährigen 
Tamilen handelt. Über die genaue 

Todes ursache liegen noch keine An-
haltspunkte vor. Es steht lediglich fest, 
dass die tödlichen Verletzungen von 
einem Sturz von der Brücke herrühren. 
Derzeit bestehen keine Hinweise auf 
eine Dritteinwirkung. 

Rentner-Mörder zu 15 Jahren Gefängnis verurteilt
AARWANGEN. Für den Raubmord 
an einem Rentner hat ein 
29-jähriger Serbe gestern eine 
Freiheitsstrafe von 15 Jahren 
kassiert. Das Gericht betonte, 
das Opfer – ein pensionierter 

Metzgermeister – müsse einen 
äusserst qualvollen Tod erlit-
ten haben. Die Indizien und 
die ständig ändernden Aussa-
gen des Angeklagten sprechen 
dafür, dass er 2003 zusammen 

mit einem Komplizen beim 
Rentner eingebrochen war. 
Dort fesselten und prügelten 
sie ihn. Als er sterbend am Bo-
den lag, machten sie sich mit 
2000 Franken aus dem Staub.      

Therapeutin Maya Burkhard.
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«WALDSTADT» Der Bau einer Siedlung im Bremgartenwald
zwischen Länggassquartier und Autobahn ist machbar.
Die Promotoren haben gestern dem Berner Stadtpräsidenten
eine entsprechende Studie überreicht.

Der Bau eines ganzen Quartiers
mit Wohnungen für 6000 bis
8000 Einwohner sowie 4000 Ar-
beitsplätzen ist am Rande des
Bremgartenwalds machbar. Zu
diesem Schluss kommt eine Stu-
die im Auftrag des Fördervereins
Waldstadt Bremer. Das Architek-
turbüro Bauart hat unter der Lei-
tung von Peter Jakob untersucht,
unter welchen Voraussetzungen
zwischen der Länggasse und der
Autobahn, auf dem Grund des
heutigen Bremgartenwaldes,
eine neue Siedlung entstehen
kann. Pikant: Bauart hat nicht
nur die Idee einer solchen «Wald-
stadt» lanciert, sondern gleich
auch die Machbarkeitsstudie
selbst durchgeführt.

«Modellhaftes Projekt»
Durch eine Überdachung der Au-
tobahn soll mehr Grünfläche ge-
wonnen und Platz für neue Woh-
nungen und Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. Ein zentraler
Punkt für den Verein und die Pla-
ner ist die Nähe des vorgesehe-
nen Quartiers zum Stadtzen-
trum. Mit dem öffentlichen Ver-
kehr wäre ein solcher Stadtteil
bestens erschlossen. Als «mo-
dellhaftes Projekt» bezeichnete
denn auch Vereinspräsidentin
und SP-Nationalrätin Ursula
Wyss den Entwurf. «Damit kann
verhindert werden, dass die Zer-
siedelung in der Agglomeration
weiter voranschreitet.»

Um eines vorwegzunehmen:
Bei der «Waldstadt» handelt es
sich nicht um romantische Häu-
ser zwischen Bäumen. Es handle
sich genau genommen eher um
eine «Stadt statt Wald», wie der
grüne Nationalrat Alec von Graf-
fenried an der gestrigen Medien-
konferenz festhielt. Vielmehr
wird der Waldabschnitt zwischen

Länggasse und Autobahn abgero-
det. Mit der Überdachung der Au-
tobahn jedoch gewinnt die Stadt
an Grünfläche. Die Waldteile
sind wieder ohne Hindernis mit-
einander verbunden. Aus dem 42
Hektar umfassenden Gebiet ent-
steht so nicht nur ein neues
Quartier, sondern auch ein neues
Naherholungsgebiet.

Burger wollen verhandeln
Die Waldrodung und die Überda-
chung der Autobahn sowie deren
Folgen für den Verkehr haben das
Planungsbüro am stärksten be-
schäftigt. Das Abholzen der über
40 Hektare dürfe kein Präjudiz
für andere Projekte werden, son-
dern ein klar abgegrenzter Ein-
zelfall, betonte Projektleiter
Peter Jakob von Bauart. Die Aus-
nahme bedinge wichtige objekti-
ve und raumplanerische Gründe.
Nach ihrer Studie erfüllt die
«Waldstadt» diese Kriterien. Die
Burgergemeinde, Besitzerin der
Stadtberner Wälder, ist denn
auch bereit für Verhandlungen.

Für die Teilüberdachung der
Autobahn rechnen die Planer mit
Kosten von bis zu 400 Millionen
Franken. Astra hält dies – auch
bei einer Verbreiterung der Fahr-
spuren – für möglich.

Für den Leist ein «Unfug»
Die Idee eines neuen Stadtteils
ist das eine. Da es sich um ein
Waldstück handelt, stösst das
Vorhaben auf Kritik, insbesonde-
re bei der Quartierbevölkerung.
In einer Umfrage des Länggass-
Leists haben 92 Prozent die
«Waldstadt» als «Unfug» be-
zeichnet. Mit der Überreichung
der Studie an Stadtpräsident Ale-
xander Tschäppät hat die Stadt-
planung neue Hausaufgaben er-
halten. Hannah Einhaus

Ein neuer Stadtteil im «Bremer» ist machbar

Alec von Graffenried, grüner
Nationalrat und Vorstandsmit-
glied im Förderverein Wald-
stadt Bremer: Statt Wald Stadt
Bremer – wie kann sich ein Grü-
ner dafür einsetzen? Als Junge
war ich oft im «Bremer» unter-
wegs. Die Rodung für die Auto-
bahn wurde zum Trauma meiner
Jugend. Der übrig gebliebene
Waldwardanachnichtmehrder-
selbe. Ich finde immer noch, dass
diese Bausünde behoben wer-
den muss, indem die Autobahn
überdeckt wird.

MEINUNGEN

Alexander Tschäppät (SP),
Stadtpräsident: Der bauliche
Gegensatz zwischen Stadt und
Land ist längst aufgehoben, der
neue Allgemeinzustand ist die
Agglomeration, und diese reicht,
so weit das Auto fährt. Die Folge
ist eine Zersiedelung des Landes.
Deshalb ist es begrüssenswert,
wenn sich jemand Gedanken
macht, wie diese Zersiedelung
gestoppt werden kann.

Franz Weibel, Forstwart der
Grundeigentümerin Burger-
gemeinde Bern: Die Burger-
gemeinde will nicht zulasten von
Wald Bauland generieren. Aber
man soll tabufrei über die Stadt-
entwicklung nachdenken dür-
fen. Die Waldstadt unterstützen
wir dann, wenn Politik und Be-
völkerung sich dafür ausspre-
chen. Zudem müssen Stadt und
Kanton auf das Abschöpfen des
Mehrwerts verzichten. Dieser soll
zur Überdachung der Autobahn
verwendet werden.

Mark Werren, Berner Stadtpla-
ner: Das Vorhaben ist interessant
und sehr prüfenswert. Kritisch ist
für mich, wie ein Mehrwert für
das bestehende Länggassquar-
tier entstehen kann. Wie gelingt
der Ausgleich bei dem zu erwar-
tenden Mehrverkehr und dem
bereits heute bestehenden Man-
ko an Grünraum?

Pierre-Alain Rumley, ehema-
liger Direktor des Bundesamts
für Raumentwicklung: Man soll
in der Raumentwicklung ein Pro-
jekt auch einmal ohne Tabu an-
schauen können. Die «Waldstadt
Bremer» müsste allerdings eine
Ausnahme bleiben. Das Risiko ist
recht gross, dass plötzlich überall
Projekte im Wald entstehen.
Wichtig ist mir, dass sowohl die
Bauzone wie auch der Wald an-
derswo kompensiert werden
müssten.

Ursula Marti, SP-Stadträtin,
Agglomerationskommission,
Länggassbewohnerin: Bei der
Güterabwägung zwischen Stadt-
entwicklung und Waldschutz
sehe ich mehr Nachteile bei die-
sem Projekt. Die Quartiere brau-
chen Naherholungsgebiete wie
Wälder. Man spricht von einer
Ausnahme, doch ich befürchte
ein Präjudiz. Der gute Anschluss
an den öffentlichen Verkehr ist
ökologisch sinnvoll. Ich zweifle
aber daran, dass sich dieser Ein-
schnitt lohnt. cab/ein

RAUMPLANUNG

Nach jahrelangem Rückgang
strebt die Stadt Bern ein Bevöl-
kerungswachstum von heute
130 000 auf 140 000 Einwohne-
rinnen und Einwohner im Jahr
2020 an. Dies bedingt den Bau
von rund 9000 neuen Wohnun-
gen. Die «Waldstadt Bremer»
kann aus Sicht des Fördervereins

Aus raumplanerischer Sicht
gilt die «Waldstadt Bremer»
als modellhafter Entwurf für
die Hauptstadtregion. Urba-
nist Josef Estermann schlägt
hohe Töne an.

einen entscheidenden Beitrag
an eine konzentrierte Siedlungs-
entwicklung der Region leisten.
Sie soll dazu beitragen, die heu-
tige Zersiedelung zu stoppen.

Für eine Stadterweiterung
geniesst das Länggassquartier
höchste Priorität, wie Josef Es-
termann, ehemaliger Stadtprä-
sident von Zürich und Urbanist,
ausführte. Bern wachse wirt-
schaftlich am meisten im Bil-
dungs- und Gesundheitssektor.
Mit der Universität, Fachhoch-
schulen, dem Inselspital und Al-
terseinrichtungen sei die Läng-

gasse früher als andere Stadtteile
betroffen. Entsprechend dazu
brauche es auch bald mehr
Wohn- und Arbeitsraum. Die
«Waldstadt Bremer» würde
bereits einen grossen Teil des
angestrebten Ausdehnung der
Stadt abdecken. Die Lage sei her-
vorragend: «Es gibt keinen bes-
seren Standort als diesen», kon-
statierte Estermann. Für den all-
täglichen Bedarf sei alles in der
Nähe. Der Anschluss an den öf-
fentlichen Verkehr, die kurzen
Distanzen und die zentrale Lage
würden der Zersiedelung we-

sentlich entgegenwirken. Von
der «Waldstadt» aus ist die In-
nenstadt mit Bussen, Velo oder
gar zu Fuss gut erreichbar. Der
Bau in der Agglomeration im glei-
chen Umfang würde für die Stadt
ein Mehrfaches an motorisier-
tem Individualverkehr bedeuten.
Je zentraler das Gebiet, desto
höher die Nachhaltigkeit. Dies
ist laut Estermann jedoch ver-
bunden mit verdichtetem Bauen.
Eine «Waldstadt» für 9000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner
sowie vielen Arbeitsplätzen be-
dinge hohe Gebäude. ein

«Es gäbe keinen besseren Standort für ein neues Quartier»

Die Planer spielen der Stadt den Ball zu: SP-Nationalrätin und Vereinspräsidentin Ursula Wyss überreicht dem Berner Stadtpräsidenten
Alexander Tschäppät (rechts) die Machbarkeitsstudie von Bauart-Planer Peter Jakob. Den nächsten Schritt muss nun die Stadt machen. Susanne Keller
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Ein Mitglied
des

BOLTIGEN Das hat Schaf-
züchter Andreas Staudenmann
noch nie erlebt: 16 von den ins-
gesamt 430 Schafen hoch ob
Boltigen sind vor wenigen Ta-
gen getötet worden.

Auf dem über 2000 Meter über
Meer gelegenen Schafberg Stie-
rengrat, hart an der Kantons-
grenze Bern/Freiburg aber noch
auf Simmentaler Boden der Ge-
meinde Boltigen, sind am vergan-
genen Freitag 16 Schafe getötet
worden. «Ob es der Wolf war, wis-
sen wir noch nicht, aber wir den-
ken, dass er es war», sagte gestern
Andreas Staudenmann. Er ist
Mitglied der Schafzuchtgenos-
senschaft Rüschegg und Umge-
bung und hatte am vergangenen
Sonntag bei einem Kontrollgang
die teilweise verendeten Schafe
entdeckt. «Drei von 16 lebten
noch, mussten aber vom Wildhü-
ter geschossen werden», sagte
Staudenmann. Es ist dies nicht
das erste Mal, dass auf dieser Alp
Schafe gerissen wurden. Bereits
vor zwei Jahren, so Stauden-
mann, habe die Genossenschaft
an gleicher Stätte vier Schafe
«verloren». Da stellte sich her-
aus, dass es der Wolf war.

Ob es sich bei der Ursache der
getöteten Schafe wirklich um den
Wolf handelt, wird die DNA-Ana-
lyse in zwei Wochen bestätigen
können. «Man nimmt an, dass es
der Wolf war», sagt Karin Thüler
vom bernischen Jagdinspekto-
rat. Hans Urfer/Erwin Munter

Wolf riss
16 Schafe

SUTZ-LETTRIGEN Die Altstadt von Bern und die Pyramiden in
Ägypten gehören schon lange dazu. Nun sollen auch die Pfahl-
bau-Siedlungen im Alpenraum – darunter jene in Sutz-Lattrigen
– zum Weltkulturerbe der UNESCO gehören. In den nächsten
Tagen wird in Paris darüber entschieden.

Bald ist Sommerpause. Auf der
Tauchplattform des Archäologi-
schen Dienstes sind nur noch
zwei Taucher unterwegs, welche
gerade ihre Tauchgeräte reini-
gen. Mit deren Hilfe haben sie in
den letzten Monaten unter Was-
ser vorsichtig den Seeboden vor
Sutz-Lattrigen nach den Spuren
von Pfahlbauern untersucht.

Vor Ort deutet also nichts dar-
auf hin, dass ein wichtiger Ent-
scheid ansteht. In diesen Tagen
wird in Paris nämlich festgelegt,
ob Teile der Ausgrabungen zu-
sammen mit 110 anderen Pfahl-
bausiedlungen aus mehreren
Ländern auf die Weltkulturerbe-
liste der Unesco gesetzt werden.

Historischer Glücksfall
Die Untersuchungen der Archäo-
logen zeigen, dass die Pfahlbauer
vor Sutz-Lattrigen von 4300 bis
850 vor Christus am Ufer des
Sees gelebt haben. Pfähle aus
Holz bildeten das Fundament ih-
rer Häuser. Sie waren entweder
ebenerdig oder – wo der Seespie-
gel stark schwankte – vom Boden
abgehoben. Die Siedlungsreste

sind zum grössten Teil ausseror-
dentlich gut erhalten, weil sie
lange Zeit von Wasser und Sedi-
ment bedeckt waren.

Organische Materialien wie
Holz, Knochen und Pflanzenfa-
sern zersetzten sich über die Zeit
nur sehr langsam. «So bergen die
Pfahlbausiedlungen allgemein
einen Schatz an Alltagsgegen-
ständen, wie er aus dieser Zeit
sonst wohl nirgendwo erhalten
ist», sagt der für die Grabungen
zuständige Archäologe Albert
Hafner. Dazu gehören in Sutz-
Lattrigen ein gut erhaltenes,
mehrere tausend Jahre altes
Fischernetz, Keramikscherben
sowie Pflanzenreste und Tier-
knochen.

Die Fundstelle wurde für die
Liste der Unesco ausgewählt,
weil eine verhältnismässig grosse
Siedlungsfläche erhalten blieb.
«Zudem lässt sich hier auch die
Wissenschaftsgeschichte gut
nachvollziehen», sagt Hafner. In
Sutz-Lattrigen suchten Forscher
bereits im 19. Jahrhundert nach
Relikten der Pfahlbauer. Gefähr-
det sind die Pfahlbaudörfer vor

allem durch die Erosion. Deshalb
müssten sie auch besonders ge-
schützt werden, findet er.

Ein hartes Leben
Anhand der vielen Fundstücke
lässt sich nachvollziehen, wie die
Pfahlbauer einmal gelebt haben.
Ihr Leben war – so viel steht fest
– keineswegs so romantisch, wie
man sich das vorstellen könnte.
Im Gegenteil: Die Lebenserwar-
tung betrug wohl gerade einmal
27 Jahre. «Die Kindersterblich-
keit war hoch, eine Geburt, eine
Blinddarmentzündung oder
auch nur eine leichte Verletzung
endeten oft tödlich», sagt Hafner.
Die Funde in Sutz-Lattrigen zei-
gen, dass die Pfahlbauer am Bie-
lersee Ackerbauern waren. Sie
pflanzten auf ihren Feldern im
Landesinnern Gerste, Erbsen,
Hirse und verschiedene Weizen-
sorten an. Dazu hielten sie Rin-
der, Schweine, Schafe und Zie-
gen, die ihnen wertvolles Fleisch
und Milch lieferten.

Besserer Schutz
Je nach Ernte wurde der Menü-
plan stärker oder schwächer mit
Wild oder Fisch ergänzt. Gejagt
wurde fast alles – von Hirschen,
Wildschweinen über Eichhörn-
chen, Igel und Vögel. Mit der Auf-
nahme in die Liste der Unesco

Pfahlbausiedlungen neben Pyramiden

Die Tauchplattform wird für ein paar Monate nicht genutzt. Hinten sind die Holzkonstruktionen sichtbar, welche die unter Wasser liegende Siedlung vor den Wellen schützen sollen. Urs Baumann

(siehe Kasten) und dem damit
verbundenen Bekanntheitsgrad
verspricht sich Oliver Martin
vom Bundesamt für Kultur einen
besseren Schutz der Fundstellen.
«Diese Quellen sind einzigartig»,
sagt er.

Die Chancen der Kandidatur
stehen laut Martin gut. Die Zeit
der Pfahlbauer sei in der Liste

unter den bereits eingeschriebe-
nen 704 Objekten grundsätzlich
untervertreten. Zudem habe das
beratende Organ der Unesco die
prähistorischen Pfahlbauten zur
Aufnahme empfohlen. Entschie-
den wird spätestens am Samstag.
Martin: «Wir sind zuversicht-
lich». ah».

Sebastian Steiner

UNESCO-WELTKULTURERBE

Gemeinsame Kandidatur Die
etwa tausend bekannten Fund-
stellen in Europa stammen aus
dem Zeitraum zwischen 5000
und 800 vor Christus. Gut die
Hälfte davon liegt in der Schweiz,
die restlichen liegen in Deutsch-
land, Österreich, Frankreich, Itali-
en und Slowenien. Da die Pfahl-
bauten ein den Alpenländern
gemeinsames Phänomen sind,
wurde eine internationale Kan-
didatur bei der Unesco einge-
reicht. Die 111 für die Liste aus-
gewählten Fundstellen in den
Alpenländern werden dabei
nicht gesondert, sondern als Mo-
saiksteine betrachtet. Zusam-
mengesetzt ergeben sie ein Ge-
samtbild des Phänomens der
Pfahlbauten. Dieses Gesamtbild
soll durch die Aufnahme in die
Unesco-Liste gewürdigt werden.

Die serielle Kandidatur «Prähis-
torische Pfahlbauten um die Al-
pen» läuft dabei unter der Feder-
führung der Schweiz. Sie ist
komplex, da im Vorfeld die ver-
schiedenen nationalen Systeme,
Behörden und Verfahren berück-
sichtigt werden mussten.

Über die Aufnahme in die Liste
entscheidet das Weltkulturerbe-
komitee in diesen Tagen in Paris.
Es besteht aus gewählten Vertre-
tern von 21 der insgesamt 187
Vertragsstaaten. Die Prüfung der
Projekte dauert eineinhalb Jahre
und folgt festen Fristen und Vor-
aussetzungen, welche erfüllt
werden müssen. Dazu gehören
ein Managementplan, ein detail-
liertes Dossier zu den Stätten und
die Verpflichtung, die eingetra-
genen Kulturobjekte zu erhalten
und zu pflegen. seb

BERN Am Freitag wird der
Schweizerhof mit einem Fest
offiziell eröffnet.

Am Freitagabend wird das Fünf-
sternehotel Schweizerhof nach
zweijähriger Umbauzeit mit ei-
nem Fest für rund 700 geladene
Gäste feierlich eröffnet. «Ab die-
sem Tag werden auch sämtliche
99 Zimmer und Suiten bezugs-
bereit sein», sagte Hoteldirektor
Michael Thomann an der gestri-
gen Medienorientierung. Diesen
Sommer soll zudem die Cigar-
Lounge in der Liegenschaft des
ehemaligen Café 45 eröffnet wer-
den. «Und im Winter folgt der
letzte grosse Schritt: die Eröff-
nung des Wellnessbereiches auf
500 Quadratmetern.» Die Gäste
sollen laut Thomann traditionel-
len, altbewährten Luxus in Kom-
bination mit einem Lebensgefühl
der Moderne geniessen. Das
Gastrokonzept basiere auf drei
Säulen: der altbewährten Jack’s

Brasserie mit klassisch französi-
schen Gerichten, der Lobby-
Lounge im modernen Outfit und
mit leichten Mittag- und Abend-
gerichten sowie dem Bankettbe-
reich, welcher die moderne und
die klassische Küche vereine.
«Während der Eröffnungsphase
seit Mitte April hatten wir eine
sehr gute Auslastung», sagte Mi-
chael Thomann. Seminare und
Bankette seien sehr beliebt.
«Auch viele Hochzeitsgesell-
schaften dürfen wir begrüssen.»

Design als Strategie
Bruno Schöpfer, der Beauftragte
der Hausbesitzer (Qatari Diar
Real Estate Ltd.), erklärte die
Strategie: «Wir wollen das Hotel
gegenüber den Mitbewerbern als
Designhotel positionieren, wir
haben uns für die Mitgliedschaft
bei der Selektion ‹Design Hotels›
entschieden.» Die Geschichte des
Hauses und die einmalige histo-
rische Architektur seien für die-

ses Vorhaben die ideale Voraus-
setzung. «Diese Liaison aus Neu-
em und Auserlesenem kommt bei
der Berner Bevölkerung gut an»,
meinte Bruno Schöpfer.

«Hocherfreut», dass die Ge-
schichte des Schweizerhofs
weitergeht, zeigte sich gestern
auch Stadtpräsident Alexander
Tschäppät. Die gelungene Reno-
vation sei nicht zuletzt auch das
Resultat einer erfolgreichen Zu-
sammenarbeit mit der städti-
schen Denkmalpflege. Rühmen-
de Worte fand auch Denkmal-
pfleger Jean-Daniel Gross: «Die
architektonischen und bau-
künstlerischen Werte konnten
nicht nur erhalten, sondern für
die Zukunft nutzbar gemacht
und noch besser zur Geltung ge-
bracht werden.» Den wichtigsten
denkmalpflegerischen Entscheid
habe die Bauherrschaft getrof-
fen, nämlich den Entscheid, das
Haus als Hotel zu nutzen

Urs Wüthrich

Eröffnung mit rauschendem Ball

Die Rezeption: An der Decke wird
Einsteins Relativitätstheorie auf ei-
nem Screen visualisiert. zvg

BERN Der Bau einer Siedlung
im Bremgartenwald ist mach-
bar. Die Promotoren haben
gestern dem Stadtpräsidenten
eine Studie überreicht.

Der Bau eines ganzen Quartiers
mit Wohnungen für 6000 bis
8000 Einwohnern sowie 4000
Arbeitsplätzen ist am Rande des
Bremgartenwalds machbar. Zu
diesem Schluss kommt eine Stu-
die im Auftrag des Fördervereins
Waldstadt Bremer. Das Architek-
turbüro Bauart hat unter der Lei-
tung von Peter Jakob untersucht,
unter welchen Voraussetzungen
zwischen der Länggasse und der
Autobahn, auf dem Grund des
heutigen Bremgartenwaldes, ei-
ne neue Siedlung entstehen
kann. Pikant: Bauart hat nicht
nur die Idee einer solchen «Wald-
stadt» lanciert, sondern gleich
auch die Machbarkeitsstudie
selbst durchgeführt. ein/rgw

Studie zur
Waldstadt

11
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Kommentar 
Adrian M. Moser

Geschickter 
Zeitpunkt

Die Anti-AKW-Camper haben ihre 
Chance verspielt. Stadtpräsident 
Alexander Tschäppät (SP) hat ihnen 
angeboten, die Hälfte der Wiese vor 
dem BKW-Hauptsitz für eine Mahnwa-
che mit Diskussionszelt zu benutzen. 
Einzig die Schlafzelte hätten abgebaut 
werden müssen. Bereits dies war den 
Protestierenden aber zu viel der 
Bedingungen. Die Protestierenden 
taten, was Tschäppät von Beginn weg 
nicht zulassen wollte: Sie tanzten der 
Stadtregierung auf der Nase herum. 
Aber die Demonstranten haben sich 
verpokert. Statt Mahnwache und 
Diskussionszelt bleibt ihnen gar nichts. 

Der Gemeinderat hat den Zeitpunkt 
für die Räumung des Camps geschickt 
gewählt. Hätte er bereits nach wenigen 
Wochen durchgegriffen – zum Beispiel 
Ende April, als er verlangte, dass das 
Zeltlager «in den nächsten Tagen» 
zurückgebaut wird –, wäre ihm von 
links bis weit in die politische Mitte 
hinein eine Welle der Entrüstung 
entgegengebrandet. Hätte er noch 
länger zugewartet, hätte er riskiert, 
dass die bis anhin Camp-freundliche 
Stimmung ins Gegenteil kippen 
könnte. So aber konnte er die unaus-
weichliche Räumung mit einem relativ 
kleinen politischen Schaden durchzie-
hen. Einige Stadträte, die sich anfangs 
noch hinter das Camp gestellt hatten, 
haben sich inzwischen distanziert. 
Und auch in der Bevölkerung hat der 
Goodwill merklich nachgelassen. Dass 
gestern Mittag, nur wenige Stunden 
nach der Räumung, kaum mehr als 
100 Personen vor dem BKW-Hauptsitz 
protestierten, spricht für sich.

Die politische Situation hat sich 
grundlegend verändert, seit die 
Demonstranten das Zeltlager errichtet 
haben. Inzwischen haben sich Bundes-
rat, Nationalrat und Kantonsparlament 
für den Ausstieg aus der Atomenergie 
ausgesprochen. Damit hat das Camp 
am Viktoriaplatz einen Teil seiner 
Legitimation verloren. Dennoch blei-
ben die Sicherheitsbedenken gegen-
über dem AKW Mühleberg gross. 
Gerade im rot-grünen Bern könnten 
die Protestierenden einen grossen Teil 
der Bevölkerung für sich gewinnen. 
Das Geplänkel mit Polizei und Behör-
den hat den Protest aber zunehmend 
zum Minderheitenprogramm gemacht.

Adrian M. Moser
Nach gut zweieinhalb Monaten machte 
der Berner Gemeinderat Ernst: Gestern 
früh marschierte die Polizei im Anti-
AKW-Camp am Viktoriaplatz ein und 
löste das Zeltlager auf. 26 Demonstran-
ten, die im Lager übernachtet hatten, 
wurden festgenommen und zur Perso-
nenkontrolle auf die Wache gebracht. 
Bis zum Mittag war das Gelände vor dem 
BKW-Hauptsitz geräumt, umgepfl ügt 
und der neue Rasen angesät. Die Polizei 
blieb auch nach der Räumung präsent.

Die Demonstranten reagierten mit 
Demonstrationen auf die Räumung. «Wir 
machen weiter mit zivilem Ungehor-
sam», verkündete das Komitee AKW 
Ade. Rund 100 Personen kamen am Mit-
tag zum dienstäglichen Protest- Picknick, 
das sich diesmal mehr gegen die Räu-
mung des Camps als gegen die Atom-
kraft richtete. Die Polizei löste die Ver-
sammlung um 13.30 Uhr auf. Am Abend 
zogen rund 300 Personen von der Reit-

schule aus durch die Innenstadt. Beide 
Kundgebungen verliefen friedlich. Für 
Morgen ist bereits die nächste Anti-
AKW-Demonstration geplant.

Angebot ausgeschlagen
Die Verhandlungen des Gemeinderats 
mit den Vertretern von AKW Ade sind 
gescheitert. Die Stadtregierung hatte 
den Demonstrierenden angeboten, dass 
sie ihren Protest in Form einer Mahnwa-
che mit Diskussionszelt weiterführen 
könnten, wenn sie die Schlafzelte abbau-
ten. Als die Protestierenden diese Of-
ferte abgelehnt hätten, habe der Ge-
meinderat eine Entscheidung treff en 
müssen, sagt Stadtpräsident Alexander 
Tschäppät (SP) im Interview. Der Ge-
meinderat teile die Sorge um die Sicher-
heit des AKW Mühleberg mit den 
Demonstranten. «Daraus können die 
Protestierenden aber nicht ableiten, 
dass man einfach  alles machen kann, 
egal welches Recht gilt», so Tschäppät.

Die Demonstrierenden werfen der 
Stadtregierung Populismus vor. Der Ge-
meinderat habe sich mit seiner Entschei-
dung, kein Camp mit Schlafzelten zu 
 tolerieren, in eine «Sachzwang-Einbahn-
strasse» begeben, sagen sie.

Die Reaktionen aus der Politik liessen 
nicht auf sich warten und fi elen zuwei-
len heftig aus. Die jungen Grünen for-
derten gar den Rücktritt von Stadtpräsi-
dent Tschäppät. Er habe die Verhand-
lungen schlecht geführt und die Protes-
tierenden hintergangen. Die Bürgerli-
chen begrüssen die Räumung, kritisie-
ren aber gleichzeitig, der Gemeinderat 
hätte früher durchgreifen müssen. Die 
SP nahm die Räumung «mit gemischten 
Gefühlen» zur Kenntnis. Sie habe Ver-
ständnis für die Entscheidung des Ge-
meinderats, und sie fi nde es schade, 
dass die Demonstranten nicht auf das 
Angebot der Stadtregierung eingegan-
gen seien, sagte SP-Co-Präsidentin  Flavia 
Wasserfallen. — Seite 19

Demonstranten wollten nicht 
kooperieren – Camp geräumt
Gestern Morgen löste die Polizei das Anti-AKW-Camp am Viktoriaplatz auf.

Bereits vor dem Mittag waren die Spuren des AKW-Ade-Camps vor dem BKW-Hauptsitz beseitigt. Foto: Adrian Moser
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«Viele Asiaten 
zweifeln an den 
USA und an China.»
Japans Ex-Verteidigungsministe-
rin Yuriko Koike über asiatische 
Friedensstrategien. – Seite 10

Heute im «Bund»

Neuseeland
Einem Schweizer Aktivisten 
wird der Prozess gemacht
Der Schweizer Urs Signer, der in Neusee-
land unter den Maori lebt, wartet auf sei-
nen Prozess. Er steht unter Terrorismus-
verdacht. — Seite 7

Asylzentren
Bund nutzt Kasernen für 
Asylbewerber
Wegen der wachsenden Zahl von Asylan-
trägen aus Nordafrika werden ab Juli mili-
tärische Quartiere für Flüchtlinge bereit-
gestellt. Sie liegen in den Kantonen Uri, 
Graubünden und Bern. (bin) — Seite 9

Fussball
Schweizer U-21 greift
nach EM-Finalticket
Peter Knäbel, Ausbildungschef des Ver-
bandes, traut dem U-21-Team an der EM 
alles zu. Er ist überzeugt, dass Tsche-
chien heute bezwingbar ist. — Seite 16

Sparpaket Kanton Bern
Bürgerlicher Widerstand 
gegen neue Schulden bröckelt
Nur noch die SVP verlangt im Grossen 
Rat kategorisch ein ausgeglichenes Bud-
get. BDP und FDP würden unter Umstän-
den ein Defi zit akzeptieren. — Seite 21

Medizin
Eine Impfung, die jungen 
Patientinnen Hilfe bringt
Seit Australien die Impfung gegen krebs-
erregende Papillomaviren eingeführt 
hat, soll sich die Zahl gefährlicher Krebs-
vorstufen bei 18-jährigen Frauen hal-
biert haben. — Seite 33

Waldstadt Bremer
Eine Studie erachtet 
das Projekt als «mach-
bar», trotz strengem 
Waldschutz. 21
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Bern

Stefan Sonderegger
Nun ist sie öff entlich: Die Berner Archi-
tekten vom Büro Bauart präsentierten 
gestern eine Machbarkeitsstudie zur 
Waldstadt Bremer, worin das Projekt als 
«grundsätzlich realisierbar» einge-
schätzt wird. Zur Medienkonferenz ins 
Kornhausforum hatten die Architekten 
zusammen mit dem Förderverein und 
dem Beirat der Waldstadt geladen, und 
am Ende der Konferenz nahm Stadtprä-
sident Alexander Tschäppät das Papier 
offi  ziell entgegen. 

Die Autoren der Machbarkeitsstudie 
untersuchten verkehrsplanerische und 
juristische Aspekte des Projekts, das 
Wohnungen und Arbeitsplätze für je 
8000 Menschen bieten soll und damit 
der Zersiedelung in der Schweiz ent-
gegenwirken will. Finanziert wurde die 
Studie von Bauart, privaten Investoren 
und dem Bundesamt für Raumentwick-
lung, das rund 100 000 Franken bei-
steuerte, wie Architekt Peter C. Jakob 
gestern am Rande der Medienkonferenz 
erklärte. Da mit Einsprachen zu rechnen 
ist, könnten die Wohnungen wohl frü-
hestens in 20 Jahren bezogen werden: 
«Im Falle eines Bundesgerichtsurteils 
dauert die Bauphase wohl bis 2030», 
sagte Jakob. 

Übers Roden entscheiden Juristen
Knackpunkt bleibt das Bauen im Wald. 
In der Schweiz ist der Wald geschützt 
und darf grundsätzlich nicht in Bauland 
umgewandelt werden. Das Bundesge-
setz erlaubt eine Rodung nur, wenn 
nachgewiesen werden kann, warum ge-
rade an dieser Stelle gebaut werden 
muss. Der Jurist der Machbarkeitsstudie, 
der ehemalige Zürcher Stapi Josef Ester-
mann (SP), sagte dazu: «Die Frage, ob 
für Raumplanung 43 Hektaren Wald ge-
rodet werden dürfen, ist noch nicht rest-
los geklärt.» Bisher habe noch kein Ge-
richt einen solchen Fall beurteilt. Damit 
das Projekt Chancen habe, müsse es 
«höchsten Ansprüchen» entsprechen. 
Estermann sagte, die aktuelle Rechts-
lage spreche für die Waldstadt.

Ein zentrales Argument der Initian-
ten ist die Auff assung, das Projekt leiste 
einen Beitrag gegen die Zersiedelung 
und habe deshalb schweizweite Bedeu-
tung, wie Ursula Wyss (SP), Präsidentin 
des Fördervereins, erklärte. Die Planer 
argumentieren mit dem «kleinen ökolo-
gischen Fussabdruck» der Stadterweite-
rung: «Es gibt keinen anderen Ort in der 
Region Bern, der gleichermassen geeig-
net ist», sagte etwa Estermann. Die hin-
tere Länggasse sei zentrumsnah und gut 
für den Verkehr erschlossen. Laut den 
Verfassern der Studie verbraucht ein 
 Agglomerationsbewohner wesentlich 
mehr Landfl äche als ein Stadtbewohner. 
Denn: Der Städter brauche keine zusätz-
lichen Anfahrtsstrassen und sei häufi ger 
zu Fuss unterwegs. 

Ein weiteres Argument Estermanns 
betriff t die Entwicklung der Länggasse.  

Das Quartier sei unter Wachstumsdruck, 
da die Universität und das Inselspital  
das Quartiergeschehen beeinfl ussten. 
«Diese beiden Institutionen sind einem 
starken Wachstum ausgesetzt, weshalb 
mehr Wohnraum für die Universitäts- 
und Spitalangestellten geschaff en 
werden muss», sagte er. Bei der Quar-
tierbevölkerung sind diese Argumente 
nicht angekommen, lehnt doch der 
Länggass-Leist das Projekt ab (siehe Kas-
ten).

Finanzierbarkeit sei kein Problem
Finanzieren wollen die Architekten die 
Waldstadt mit einer Umzonung: Die Bur-
gergemeinde soll der Stadt den Wald für 
10 Franken pro Quadratmeter verkau-
fen, damit diese das Land dann für über 
1000 Franken pro Quadratmeter an pri-
vate Investoren weiterverkaufen kann. 
Mit dem Gewinn – rund 600 Millionen 
Franken – will Bauart die Überdachung 
der Autobahn fi nanzieren. «An dieser 
Lage ist es einfach, Käufer zu fi nden», er-
klärte Jakob. Ein potenzieller Investor ist 
die Mobiliar-Versicherung, die sich be-
reits an der Machbarkeitsstudie betei-
ligte.

Nun ist das Papier offi  ziell in den Hän-
den der Stadtberner Regierung. Stadt-
präsident Alexander Tschäppät nahm es 
mit «Wohlwollen» entgegen und sagte: 
«Wir werden die Studie nun kritisch und 
mit viel Sachverstand prüfen.»

Waldstadt Bremer ist machbar – auf Papier
Die Initianten der Idee einer Stadterweiterung zwischen Länggasse und Bremgartenwald präsentierten gestern eine 
Machbarkeitsstudie. Soll die Waldstadt einmal Realität werden, führt der Weg wohl nicht am Bundesgericht vorbei. 

Architekt mit rot-grünen Freunden: A. v. Graff enried (GFL), P. C. Jakob (Bauart), U. Wyss (SP) und J. Estermann (SP). Foto: Adrian Moser

Kommentar 
Matthias Raafl aub

Die Promotoren 
versuchen den 
Spagat

Eine Überraschung ist es nicht. Die 
von den Unterstützern der Waldstadt 
verfasste Machbarkeitsstudie hat mit 
ihrem Titel nicht gebrochen und 
verteidigt das Millionenprojekt zur 
Stadterweiterung. Argumentiert wird 
mit dem überregionalen und gar 
nationalen Interesse an der Überbau-
ung. Die Waldstadt sei «ein Projekt für 
die Hauptstadtregion und die Agglo-
meration, nicht in erster Linie für die 
Stadt», sagte Raumplaner Pierre-Alain 
Rumley klipp und klar. Aus raumplane-
rischer Sicht wird mit der Waldstadt 
zentrumsnah gebaut. Das verhindere 
die Zersiedelung der Agglomeration. 

Ob man für oder gegen die Wald-
stadt ist, ist eine Frage der Perspek-
tive. In der Stadt Bern und gerade in 
der Länggasse ist der Widerstand 
gross, weil es dem Wald am Stadtrand 
an den Kragen gehen soll. Erstaunlich 
dabei: Opposition gibt es aus den 
Reihen der SP und der Grünen – gleich-
zeitig kommen die Promotoren aus 
demselben Lager. Für die Waldstadt 
engagieren sich aber nicht Stadt-, 
sondern Nationalräte. Es ist klar: Die 
verschiedenen Massstäbe entzweien 
die Parteien. Es geht darum, ob man 
für das häufig geforderte grossräumige 
Denken vor der Haustüre Opfer bringt.

Allerdings hat die von den Autoren 
der Studie proklamierte Vogelperspek-
tive weiterhin einen Haken. Weil die 
Promotoren mit der Bebauung von 
Waldboden an einem Tabu rütteln, 
versuchen sie den Spagat: Sie verkau-
fen die Waldstadt als nationale Aus-
nahme. Gleichzeitig soll diese aber 
auch ein Vorzeigeprojekt der Stadtent-
wicklung werden, damit das Bundes-
gericht zum ersten Mal überhaupt eine 
so grosse Ausnahme machen könnte. 
Höchste Ansprüche werden darum 
schon heute an die Überbauung ge-
stellt. Solch ein Beispiel würde in 
anderen Städten aber logischerweise 
Nachahmer finden. Auch sie würden, 
wo sie könnten, Wald zu überbauen 
beginnen. Das Argument, es gehe bei 
der Waldstadt zwar um überregionale 
Raumplanung, aber auf die Bundes-
stadt beschränkt, geht nicht auf.

Nur die SVP ist kategorisch 
gegen ein Defi zit. Damit 
erhöht sich die Chance, dass 
der Regierungsrat sein Paket 
nicht nachbessern muss.

Dölf Barben
Mit dem am Montag vom Regierungsrat 
präsentierten Entlastungspaket kann 
aus heutiger Sicht das Defi zit im Budget 
2012 nicht abgewendet werden. Der dro-
hende Fehlbetrag liegt bei 600 bis 800 
Millionen Franken. Durch das Paket 
würde er um 277 Millionen Franken re-
duziert («Bund» von gestern). Die grosse 
Frage in der Budgetdebatte wird sein, ob 
der Grosse Rat eine Neuverschuldung 
akzeptiert – oder ob er den Regierungs-
rat dazu verknurren wird, nachzubes-
sern. Um die in der Kantonsverfassung 
verankerte Schuldenbremse zu umge-
hen, müssen drei Fünftel der Grossrats-
mitglieder Ja sagen – also mindestens 96 
(auch wenn nicht alle anwesend sind).

Bürgerliche Parteien haben sich bis-
her mehr oder weniger entschieden 
gegen eine Neuverschuldung ausgespro-

chen. Die Positionen scheinen sich nun 
aber etwas aufzuweichen. Die BDP hatte 
in ihrer Stellungnahme am Montag fest-
gehalten, der Voranschlag dürfe «zu kei-
ner neuen (entscheidenden) Verschul-
dung» führen. Doch was heisst das? 
BDP-Fraktionschef Dieter Widmer sagte 
gestern auf Anfrage, «ein Mini-Defi zit 
wäre keine Staatsaff äre». Wie gross es 
sein dürfte, sei nicht defi niert, sagte 
Widmer, «aber ab einer dreistelligen Mil-
lionensumme würde es schwierig». 

FDP mit langfristiger Perspektive
Auch die FDP würde ein Defi zit nicht 
unter allen Umständen ablehnen. Frak-
tionschef Adrian Kneubühler sagte, für 
ihn sei die langfristige Perspektive ent-
scheidend. Wenn sich zeigen sollte, dass 
es bei einem einzigen Defi zit bliebe, 
wäre die Zustimmung der FDP denkbar. 
Sollte es sich aber um einen strukturel-
len Fehlbetrag handeln, der über meh-
rere Jahre bestehen bliebe, wäre «ein 
schärferes Programm» unabdingbar. 

«Kategorisch» gegen eine Neuver-
schuldung spricht sich nach wie vor die 
SVP aus. «Wir bleiben dabei», sagte Frak-
tionschef Peter Brand, «die SVP wird 

kein negatives Budget akzeptieren.» 
Brand reagierte etwas erstaunt auf die 
Zugeständnisse von BDP und FDP. «Wir 
werden mit ihnen das Gespräch suchen 
müssen», sagte er. Ohne die Hilfe von 
BDP und FDP dürfte es für die SVP kaum 
möglich sein, ein defi zitäres Budget er-
folgreich zu bekämpfen.

Kritik am Entlastungspaket 
Wenig Freude hat Brand am Entlas-
tungspaket. Die SVP habe Massnahmen 
primär auf der Ausgabenseite erwartet, 
nun fi nde sich ein «rechter Teil» auf der 
Einnahmenseite. Verschiebungen vom 
Steuer- in den Gebührenhaushalt «gefal-
len mir nicht». Er fi nde nirgends Vor-
schläge, die auf Gesetzesänderungen 
und damit auf einen tatsächlichen Ver-
zicht hinausliefen, sagte er. Etwa bei der 
Denkmalpfl ege oder beim archäologi-
schen Dienst sähe er Möglichkeiten. Zu-
dem enthalte das Paket eine Reihe von 
Massnahmen, die eigentlich ins ordent-
liche Budget gehörten. Und wenn eine 
Direktion zusätzliche Bundesbeiträge 
erhalte – etwa die Berufsbildung – sei es 
seltsam, wenn diese als Entlastungs-
massnahmen deklariert würden.

BDP und FDP sind bereit, unter gewissen Umständen neue Schulden zu akzeptieren 

Weil zu wenig Gemeindefu-
sionen anstehen, werden die 
bereitgestellten Förderbei-
träge nicht ausgeschöpft.

«Kürzung des Budgets für Gemeinde-
fusionen»: So lautet eine der 146 Mass-
nahmen im regierungsrätlichen Entlas-
tungspaket. 670 000 Franken sollen im 
Jahr 2012 eingespart werden, 140 000 
Franken noch im Jahr 2013. Die BDP re-
agierte umgehend und setzte in ihrer 
Medienmitteilung «ein Fragezeichen» zu 
dieser Kürzung: Es dürfe nicht sein, dass 
geplante Fusionen wegen dieser Mass-
nahme nicht realisiert werden können.

Die BDP kann beruhigt werden. An 
der Politik der Unterstützung der Ge-
meindefusionen ändert sich gar nichts, 
wie Christoph Miesch, der Vorsteher des 
kantonalen Amts für Gemeinden und 
Raumordnung, auf Anfrage bekräftigt. 

Und die Einsparung ist bei Lichte bese-
hen auch keine eigentliche Sparmass-
nahme. Mangels anstehender Gemein-
defusionen wird lediglich der vom Gros-
sen Rat bewilligte Rahmenkredit für För-
dergelder nicht ausgeschöpft.

Laut Gesetz haben fusionierende Ge-
meinden Anspruch auf kantonale För-
derbeiträge, die nach der Einwohner-
zahl bemessen werden. Für 2010 bis 
2013 stehen laut dem Rahmenkredit pro 
Jahr 3,25 Millionen bereit. 2012 aber 
wird dieser Betrag bei weitem nicht auf-
gebraucht werden, es ist nur eine Ge-
meindefusion absehbar (Belp/Belpberg). 
«Vorsichtigerweise» habe man, so 
Miesch, die Einsparung vorerst auf 
670 000 Franken beziff ert, sie dürfte 
aber weit höher ausfallen. 

Anders sieht es dann wieder für 2013 
aus: Es stehen mindestens vier Fusions-
projekte an, weshalb man laut Miesch 
nur noch eine kleine Einsparung ins 
Sparpaket geschrieben hat. (sw)

Entlastungspaket

Fusionsagenda ermöglicht Einsparung 

Die ¬  SP/JUSO dürfte in der Frage der 
Waldstadt weiterhin gespalten sein. Sie hatte 
im Stadtrat kürzlich im Prinzip gegen die 
Waldstadt-Planung gestimmt und war damit 
unter anderem ihrer Nationalrätin Ursula 
Wyss in den Rücken gefallen. Die SP Läng-
gasse stemmt sich nämlich gegen das 
Projekt. Für Fraktionssprecherin Ursula Marti 
sticht das Argument von zentrumsnahem 
Wohnen nicht: «Die Waldrodung ist ein zu 
hoher Preis», sagt sie. Zweifelhaft sei auch, 
ob die Mehrwertabschöpfung die Autobahn-
überbauung fi nanzieren könne. Zu befürchten 
sei, dass die Mieten in der Waldstadt deshalb 
viel höher ausfallen könnten als angedacht. 

Die Fraktion  ¬ GB/JA ist in einem vergleich-
baren Dilemma. Stimmte sie im Stadtrat 
noch mehrheitlich für die Waldstadt-Planung, 
lehnt Fraktionskopräsidentin Stéphanie 
Penher nun die Machbarkeitsstudie ab. Die 
Waldstadt sei keine Option. «Aus Stadtsicht 
ist es einseitig, andere Baulandreserven wie 
das Viererfeld nicht zu beachten», sagt sie. 
«Bevor man Bäume rodet, muss man eine 
Wiese überbauen.»

Ähnlich wie Penher argumentiert Peter  ¬
Bernasconi, Präsident der Stadtberner SVP. 
«Wir fordern zwingend, dass man zuerst 
andere Baulandreserven überbaut.» Beim 
Viererfeld seien dieselben Vorteile zu errei-
chen, allerdings zu weit geringerem ökologi-

schen Schaden, so Bernasconi. «Wald zu 
überbauen, ist komplett falsch», sagt SVP-
plus-Fraktionspräsident Roland Jakob. 

Die Fraktion  ¬ GFL/EVP will das Projekt 
weiterverfolgen und sich alle Optionen 
o� enhalten. Die Frage, ob die Bebauung des 
Waldes möglich sei, müsse den Behörden zur 
Prüfung vorgelegt werden. «Ist der Bescheid 
negativ, hat sich das Projekt erledigt.» 

«Die Stadt Bern hat ein grosses Interesse,  ¬
stadtnah Wohnraum zu scha� en», sagt 
Bernhard Eicher, Fraktionspräsident der FDP. 
Über Bern hinaus zeige das Projekt, dass sich 
die Bundesstadt innovativ positioniere. «Man 
wird auf Bern schauen», so Eicher. 

Erfreut reagiert auch Béatrice Wertli,  ¬
Kofraktionspräsidentin von BDP/CVP: «Das 
ist ein Beweis für grosskariertes Denken», 
sagt sie. Die Waldstadt erhöhe die Attraktivi-
tät der Stadt und helfe, eine Stadtfl ucht zu 
verhindern. Die Waldfl äche nehme ausser-
dem schweizweit laufend zu. 

Der  ¬ Länggass-Leist hat gestern die 
Resultate einer Konsultativumfrage unter 
seinen Mitgliedern verö� entlicht, welche am 
Montag und damit noch vor Bekanntwerden 
der Studie durchgeführt wurde. Darin spre-
chen sich 97 Prozent gegen die Waldstadt 
aus. 92 Prozent hielten sie für «Unsinn». Auch 
die Überbauung Mittelfeld/Viererfeld stösst 
mit 86 Prozent auf breite Ablehnung. (mra)

Die Waldstadt verbiegt die Parteilinien
Linke im Dilemma – Nur BDP/CVP- und FDP-Fraktionen sind dafür



22 az | Mittwoch, 22. Juni 2011Kanton/Region

Nach sechs Jahren wurde das traditionsreiche Luxus-
hotel «Schweizerhof» gestern offiziell wiedereröffnet:
Es präsentiert sich nach einer 50-Millionen-Franken-
Investitionsspritze aus Katar in neuem Glanz.
Am Freitagabend will die Hotelleitung mit viel Berner
Prominenz an einer «Grand Opening Night» die Wie-
dereröffnung feiern. Patinnen des Fests sind die aus
Ostermundigen stammende ehemalige Filmschauspie-
lerin Ursula Andress und das junge Berner Model
Julia Saner. Stadtpräsident Alexander Tschäppät be-
zeichnete den «Schweizerhof» gestern als ein Wahr-
zeichen Berns. Die Wiedereröffnung sei daher «von

grösster Bedeutung». Tourismus-Direktor Markus
Lergier sprach von einem «Freudentag»; wiederholt
verlangte Bern Tourismus ein zweites Fünfsternhotel.
Die Qatari Diar Real Estate Swiss AG hat dies nun
möglich gemacht. Zur neuen Gebäudestruktur kommt
eine Erweiterung auf der Hinterseite, sodass das Haus
neu 99 statt 82 Zimmer hat. Mit Räumen für Konferen-
zen und Banketten, einer Cigar Lounge und einem
Wellnessbereich, seien die Voraussetzungen für den
wirtschaftlichen Erfolg gegeben, so Bruno Schöpfer.
Laut dem Umbauleiter wurden die Sterne zwar noch
nicht erteilt. Man sei aber «auf guten Wegen». (SDA/SAT)

PETER SCHNEIDER / KEYSTONE

«Schweizerhof» öffnet – nun hat Bern wieder zwei Fünfsternhotels

Ständeratswahlen Die CVP tritt mit
Norbert Hochreutener zu den Stände-
ratswahlen an. Der 65-jährige Jurist
gehört dem Nationalrat seit 2003 an
und ist PR-Beauftragter des schweize-
rischen Versicherungsverbandes. Zuvor
war Hochreutener ab 1995 schon ein-
mal vier Jahre Nationalrat. Er reichte
zuletzt Vorstösse zur KMU-Politik, zu
Fragen der Sozial- und Verkehrspoli-
tik sowie zu Sicherheitsfragen ein.

Mit Norbert Hochreutener will die
Berner CVP nach eigenen Angaben ei-
ne «glaubwürdige Alternative in der
Mitte» anbieten. Er stehe für eine
bürgerliche Politik mit sozialer Ver-
antwortung. Hochreutener kandidiert

nicht nur für den Ständerat, sondern
will auch das Nationalratsmandat ver-
teidigen. Worin der Hauptzweck der
Kandidatur liegen dürfte: Denn der
Kampf ums Stöckli wird hart werden.
Bislang acht Kandidierende bewerben
sich um die beiden Berner Sitze: die
bisherigen Werner Luginbühl (BDP)
und Adrian Amstutz (SVP). Die FDP
tritt mit Nationalrat Christian Was-
serfallen an, die SP mit dem Bieler alt
Stapi und Nationalrat Hans Stöckli.
Die Grünen schicken Nationalrat
Alec von Graffenried in die Ausmar-
chung, die EVP Nationalrätin Marian-
ne Streiff-Feller und die EDU Natio-
nalrat Andreas Brönnimann. (SDA/SAT)

CVP schickt Norbert Hochreutener
in den Ständeratswahlkampf

Parteipräsident Valentin Lagger stellte gestern Norbert Hochreutener (r.)
als Ständeratskandidat der CVP Kanton Bern vor. S. THOMI

Die «Waldstadt Bremer», die dank ei-
ner Überdeckung der Autobahn 1 im
Berner Bremgartenwald Wohnraum
für 6000 bis 8000 Menschen schaffen
soll, ist juristisch machbar und
macht raumplanerisch Sinn: Das be-
sagt eine Machbarkeitsstudie der Ide-
engeber dieses Stadterweiterungs-
projekt im Norden der Länggasse.

«Es ist nicht das Problem, dass wir
für die nächsten zwanzig Jahre zu we-
nig Baulandreserven haben, sondern
dass diese am falschen Ort liegen»,
führte Peter C. Jakob gestern bei der
Studien-Präsentation ins Thema ein.

Die «Waldstadt Bremer» werde ei-
nen entscheidenden Beitrag zu einer
konzentrierten Siedlungsentwicklung
in der Region Bern leisten, kommen-
tierte der Vertreter des Berner Archi-
tektenbüro Bauart die Resultate der
Studie des Fördervereins Waldstadt
Bremer. Insofern sei dieses Projekt
auch nachhaltiger als Wohnbaupro-
jekte in Gemeinden wie Muri oder
Belp: «Je zentraler ein Gebiet liegt,
desto besser seine Nachhaltigkeits-
bilanz», kommt die Studie im Ver-
gleich mit anderen Wohnbauprojek-
ten in der Region Bern zum Schluss.

Burgergemeinde soll verzichten
Ob Wald für Wohnbauprojekte ge-

rodet werden dürfe, werde zwar auch
in Fachkreisen kontrovers beurteilt.
Im vorliegenden Fall sei aber eine Aus-
nahmebewilligung zulässig, hält die
Studie weiter fest. Es sei den Autoren
aber auch klar, dass es in Sachen
Waldschutz nicht zu einem Präjudiz
kommen dürfe, heisst es weiter: «Um
dies zu verhindern, legen sie gröss-
ten Wert auf den konkreten Nach-
weis der Standortgebundenheit und
positionieren das Projekt als klar ab-
grenzbaren Einzelfall.» Zudem müss-
ten Ersatzmassnahmen und Kompen-
sationen vorgesehen werden.

Das Projekt sei – trotz der nötigen
Überdachung der bestehenden Auto-
bahn 1 – auch finanzierbar, hält der
Verein weiter fest. Dies aber nur
dann, wenn die Grundeigentümerin

des Bremgartenwaldes, die Burgerge-
meinde Bern, auf die Mehrwertab-
schöpfung bei der Umzonung ver-
zichte. Auf 400 Millionen Franken
schätzt der Förderverein die Kosten
für die Überdachung der A1.

«Durch die Schaffung einer gros-
sen und zentrumsnahen Wohnsied-
lung, die bestens an eine intakte

Stadt- und Verkehrsinfrastruktur an-
gebunden ist, kann verhindert wer-
den, dass die Zersiedelung weiter vor-
anschreitet», sagte Ursula Wyss.

Die Studie in Auftrag gegeben haben
aber nicht nur der von der SP-Natio-
nalrätin präsidierte Förderverein und
die Bauart-Initianten. Auch das Bun-
desamt für Raumentwicklung hat die
Arbeit mitfinanziert und begleitet.

Abstimmung in fünf Jahren?
Laut dem Förderverein muss nun

die Stadtregierung die Machbarkeits-
studie prüfen. Stadtpräsident Alexan-
der Tschäppät nahm dazu gestern ein
Exemplar persönlich entgegen. Falls
sein Regierungskollegium einen posi-
tiven Grundsatzentscheid fällt, könn-

ten die konkreten Planungsarbeiten in
Angriff genommen werden. In rund
fünf Jahren sei eine Urnenabstim-
mung über die für den Bau nötige
Umzonung möglich. Dass das Projekt
auf Widerstand stossen wird, ist je-
doch vorprogrammiert. So war in der
kürzlichen Stadtrats-Debatte sogar
Tschäppäts SP-Fraktion überraschend
gespalten. Dennoch stellte sich die
Mehrheit der städtischen Legislative
hinter die Stadtregierung und erlaub-
te es dem Gemeinderat, weiterhin Gel-
der für die planerische Begleitung des
visionären Projekts zu verwenden.

Es gelte, in Zeiten der Wohnungs-
not auch ungewöhnliche Ideen zu
prüfen, lautete damals der Tenor im
Berner Stadtparlament. (SDA/SAT)

«Waldstadt Bremer» juristisch machbar
Stadt Bern Laut einer Studie des Fördervereins wäre die Überbauung des Bremgartenwaldes sinnvoll

«Durch eine zentrums-
nahe Siedlung kann die
weitere Zersiedelung
gestoppt werden.»
Ursula Wyss, Präs. Förder-
verein Waldstadt Bremer

Waldsiedlung statt Stadtrand-Neubau: Idee für Neubauten. FOTOS: SAT/ZVG (2) Waldstadt-Initiant Peter C. Jakob.

Bern-Belp Alpar schreibt

wieder schwarze Zahlen
Die Betreiberin des Regionalflug-
platzes Bern-Belp, die Alpar AG,
ist letztes Jahr nach einem Tau-
cher (Defizit 2009: 366 000 Fran-
ken) wieder in die Gewinnzone
zurückgekehrt. Sie erzielte bei
einem Ertrag von 8,2 Millionen
einen Gewinn von 48 000 Fran-
ken. An der gestrigen General-
versammlung wurde beschlos-
sen, keine Dividende auszube-
zahlen; vielmehr solle der Ver-
lustvortrag vom Vorjahr auf die
nächste Rechnung übertragen
werden. Zudem wurde bekannt,
dass die Alpar 2010 das Fremd-
kapital um 1,4 Millionen verrin-
gerte und den Eigenkapitalan-
teil auf 64 Prozent erhöhte. (SDA)

BPK Delegierte wehren

sich gegen Austritte
Die Delegierten der Bernischen
Pensionskasse (BPK) wollen ver-
hindern, dass die über 150 ange-
schlossenen selbstständigen Or-
ganisationen aus der BPK aus-
treten. Zu Austritten könnte es
kommen, da die Finanzierung
des so genannten Verdienster-
höhungsbeitrags bei einigen
nicht gut genug geregelt sei, so
Arnold Wildi vom Büro der
BPK-DV. Konkret geht es um Hei-
me oder das Inselspital. Die ges-
tern einstimmig verabschiedete
Resolution fordert den Regie-
rungsrat auf, geeignete Schritte
zu unternehmen, um solche
Austritte zu vermeiden. (SDA)

Burgdorf Circus Knie

verzichtet auf Gastspiel
Im Gegensatz zu Langenthal (4./
5. Juli) und Langnau (2./3. Juli)
verzichtet Circus Knie dieses Jahr
auf ein Gastspiel in Burgdorf. Der
Grund dafür liege im Besucher-
rückgang der vergangenen Jah-
re, so die Stadt . «Erfreulicherwei-
se» wolle der Nationalzirkus in
einem Jahr – am 2./3. Juli 2012 –
jedoch wieder in der Emmestadt
Halt machen. (MGT)

Nachrichten
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